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geschrieben von Gabriela Sollberger | Februar 13, 2023
Kaum  schien  die  Covid-19  Pandemie  zumindest  vorübergehend
überwunden, da kamen bereits der Kriegsausbruch in der Ukraine
und  die  globale  Energiekrise.  Folge  davon  ist  eine
Inflationsrate,  wie  sie  die  Schweiz  seit  1993  nicht  mehr
gesehen hat. Mit einer Teuerung von 2.9% steht die Schweiz im
europäischen Vergleich zwar gut da, aber auch hierzulande sind
die  Preisanstiege  merklich  spürbar.  Vor  diesem  Hintergrund
erstaunt es nicht, dass die Lohnverhandlungen keine einfache
Angelegenheit  waren.  Die  Ergebnisse  sind  durchzogen:
Zufriedenheit auf der einen Seite, grosse Unzufriedenheit auf
der anderen. Der Rücklauf der Umfrage war dieses Mal so hoch
wie noch nie – es haben fast alle unsere Verbände die Fragen
beantwortet; unser Bild der Lage ist damit repräsentativ. Das
Positive  vorab:  Fast  alle  Mitgliederverbände  meldeten
Anpassungen  der  Löhne  an  die  Teuerung.  Was  aber  als
angemessene Erhöhung akzeptiert werden kann, darüber gingen
die Meinungen erheblich auseinander – die Meinungen zwischen
unseren Personalverbänden und den Arbeitgebern.

Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)  hat  im  Vorfeld  der
Lohnrunde  für  das  Jahr  2023  (im  Jahr  2022)  einen
Teuerungsausgleich von 3% sowie eine Reallohnerhöhung von 2%
gefordert.  Die  Auswertung  der  Rückmeldungen  aus  unseren
Mitgliederverbänden  zeigt:  Es  wurde  in  der  Regel  ein
Teuerungsausgleich  gewährt,  dieser  Betrug  im  Durchschnitt
allerdings nur knapp 2%. Reallohnerhöhungen gab es nur in
Einzelfällen.

Vorab  zu  den  Begrifflichkeiten,  damit  die  Umfrage  richtig
verstanden werden kann:
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Teuerungsausgleich  meint  die  nominelle  Erhöhung  des
Lohnes mit dem Zweck, den durch die Teuerung bedingten
Kaufkraftverlust auszugleichen.
Reallohnerhöhung meint die nominelle Erhöhung des Lohnes
mit dem Ergebnis, dass die Kaufkraft gesteigert wird;
dies bedingt, dass die Teuerung vorab voll ausgeglichen
wird; wird sie nicht voll ausgeglichen, kann auch keine
Reallohnerhöhung  vorliegen  oder  nur  dann,  wenn  die
separat ausgewiesene «Reallohnerhöhung» prozentual höher
ist als die Differenz bis zum vollen Teuerungsausgleich.
An  diese  Begrifflichkeit  halten  sich  die  Arbeitgeber
nicht  immer,  bei  der  Umfrage  ist  gelegentlich  vom
teilweisen  Ausgleich  der  Teuerung  und  einer
gleichzeitigen  Reallohnerhöhung  die  Rede,  was
irreführend  ist.
Generelle Lohnerhöhung meint die nominelle Erhöhung des
Lohnes für alle, also unabhängig von der persönlichen
Leistung  des  Einzelnen.  Bei  generellen  Lohnerhöhungen
werden  die  Lohnbänder  um  die  Lohnerhöhung  angehoben.
Hier  sind  Differenzierungen  möglich,  in  dem  nur  die
untere oder nur die obere Grenze des Lohnbandes oder nur
die Lohnbänder einzelner Funktionen oder Berufsgruppen
angehoben werden.
Strukturelle Lohnerhöhung meint die nominelle Erhöhung
des  Lohnes  einzelner  Mitarbeitender  oder  Gruppen  von
Mitarbeitenden  aus  speziellen  Berufsgruppen,  die  im
Branchenvergleich zu tief entschädigt werden (was der
Arbeitgeber regelmässig daran merkt, dass er die Stellen
nicht mehr besetzen kann).
Erhöhung der Lohnsumme meint die finanziellen Mittel, um
die nominell nach oben korrigierten Löhne finanzieren zu
können; die Erhöhung der Lohnsumme in Prozent und der
Teuerungsausgleich  /  die  Reallohnerhöhung  müssen  sich
nicht decken, weil etwa Rotationsgewinne ebenfalls zur
Finanzierung beitragen können. Teilweise wird zwischen
der Lohnsumme für die generelle Lohnerhöhung und jener
für  die  individuelle  Lohnerhöhung  differenziert,



teilweise nicht.
Individuelle Lohnerhöhung meint die Erhöhung des Lohnes
gestützt  auf  die  individuelle  Leistungsbeurteilung.
Dabei  handelt  es  sich  im  Grundsatz  nicht  um  eine
Lohnerhöhung, da die bessere Qualifikation und Leistung
entschädigt werden und nicht etwa für dieselbe Leistung
mehr bezahlt wird. Das Durchlaufen des Lohnbandes bei
guter Leistung vom Minimum in die Nähe des Maximums
führt zwar zu einer Erhöhung des nominellen Lohnes, aber
gestützt auf die Erfahrung und Leistungsfähigkeit des
Mitarbeitenden oder der Mitarbeitenden und nicht etwa
deshalb, weil der Arbeitgeber für die gleiche Leistung
mehr  bezahlen  will.  Die  individuelle  Lohnentwicklung
wurde in der Lohnumfrage gleichwohl nachgefragt, weil
die öffentlichen Arbeitgeber Einsparungen häufig bei der
Festsetzung  der  Lohnsumme  für  die  Leistungslöhne  (zu
Unrecht)  realisieren.  Weil  es  begrifflich  weit
verbreitet  ist,  wird  auch  die  individuelle
Lohnentwicklung als «Lohnerhöhung» bezeichnet und nicht,
wie eigentlich richtig, als Lohnentwicklung.
DAZ  oder  Dienstalterszulagen-System:  das  DAZ-System
(früher die Regel, heute die Ausnahme) ist das gleiche
wie  die  individuelle  Lohnerhöhung  mit  dem  einzigen
Unterschied,  dass  dies  faktisch  automatisiert  erfolgt
und  nicht  gestützt  auf  eine  detaillierte
Leistungsbeurteilung des Einzelnen; gleichwohl ist auch
bei der DAZ eine gute Leistung erforderlich, andernfalls
die Lohnentwicklung nicht gewährt wird.
Ausgleich  von  Rückständen  meint  die  in  den  letzten
Jahren nicht voll ausgeglichene Teuerung.

Die  Fragestellungen  in  unserer  Lohnumfrage  waren  teilweise
redundant. Das erfolgte absichtlich, um Missverständnisse bei
den Begrifflichkeiten zu erkennen. Aus den Umfrageergebnissen
sieht  man,  dass  gelegentlich  zwischen  Teuerungsausgleich,
genereller  Lohnerhöhung  und  Reallohnerhöhung  unterschieden
wird. Das ist gestützt auf die Begrifflichkeit nicht unbedingt



notwendig,  wurde  aber  beibehalten,  damit  die  Überlegungen
hinter der Lohnrunde des Arbeitgebers erkennbar bleiben. Ein
Beispiel: Wer einen Teuerungsausgleich erhält, bei dem liegt
eine  generelle  Lohnerhöhung  vor  (Anhebung  der  Lohnbänder),
aber keine Reallohnerhöhung, wenn der Teuerungsausgleich nicht
mehr als die volle Teuerung abdeckt.

Ergebnisse aus den Mitgliederverbänden
Teuerung
Lediglich  fünf  Mitgliederverbände  meldeten  den  volle
Teuerungsausgleich (zwischen 2.9 – 3.5%). Bei diesem Ergebnis
ist zu berücksichtigen, dass der Zeitpunkt, in welchem die
Teuerung  bestimmt  wird,  nicht  einheitlich  ist.  Ob  der
massgebliche Stichtag im Oktober oder Dezember liegt, kann
sich ganz wesentlich auf den Teuerungsausgleich, genauer die
nominelle Lohnerhöhung in Prozent, auswirken. Der Grossteil
der Mitarbeitenden im öffentlichen Dienst (soweit von unseren
Mitgliederverbänden abgedeckt) erhält etwas über 2%.

Schlechter  dran  sind  vor  allem  die  Mitarbeitenden  in  den
Berner  Gemeinden,  weil  sich  Letztere  am  Kanton  Bern
orientieren;  1%  Teuerungsausgleich  in  Köniz  oder  0.5%
Teuerungsausgleich in Muri oder gar kein Teuerungsausgleich in
Langenthal (weil das Budget nicht genehmigt wurde) sind doch
eher  ernüchternde  Resultate.  Sie  sind  auch  dafür
verantwortlich, dass der Schnitt über alle Kantone, Städte und
Gemeinden,  soweit  bei  Öffentliches  Personal  Schweiz
organisiert,  nur  knapp  2%  beträgt.

Wird  nur  ein  Teuerungsausgleich  von  2%  gewährt  (und  die
Teuerung damit nicht vollständig ausgeglichen), steigt zwar
der nominelle Lohn, in Tat und Wahrheit handelt es sich aber
um eine Reallohnkürzung, weil der Lohn, den unsere Mitglieder
erhalten, teuerungsbedingt weniger Kaufkraft hat. Dies darf
man  trotz  des  Schnitts  von  2%  Teuerungsausgleich  nicht
vergessen. Als gelungen kann man die Lohnrunde 2023 damit
nicht bezeichnen.



Reallohnerhöhung
Wesentlich schlechter sieht es bei den Reallohnerhöhungen aus
–  also  den  nominellen  Erhöhungen  des  Lohnes  über  den
Teuerungsausgleich hinaus. Hier wurde nur in Einzelfällen von
den  Arbeitgebern  nachgelegt.  Das  ist  insoweit  nicht
erstaunlich,  weil  die  hohe  Teuerung  bereits  zu  einer
deutlichen  Anhebung  der  Lohnsumme  führen  musste  und
Lohnanpassungen  von  5%  offenbar  als  politisch  nicht
vermittelbar  empfunden  wurden.  Man  mag  dafür  Verständnis
haben;  auf  der  anderen  Seite  haben  die  Sparrunden  in  den
letzten Jahren dazu geführt, dass die Löhne stagnierten und
die öffentliche Hand heute Schwierigkeiten hat, ihre Stellen
zu  besetzen.  Einen  besseren  Indikator  dafür,  dass  eine
Reallohnerhöhung  angezeigt  ist,  gibt  es  kaum.  Eine
Reallohnerhöhung im kommenden Jahr 2024 setzt voraus, dass die
im Jahr 2023 nicht voll ausgeglichene Teuerung vorab in den
Löhnen nachgeführt wird. Wer Rückstände im Teuerungsausgleich
nicht  in  das  Lohnniveau  einbaut,  kann  im  Umfang  diese
Differenz nicht von einer Reallohnerhöhung sprechen. Das wird
in der nächsten Runde ein Hauptthema sein und darauf müssen
wir fokussieren.

Individuelle Lohnentwicklung
Etwas besser sieht es bei der individuellen Lohnentwicklung
aus.  Diejenigen  Mitarbeitenden,  die  in  ein  automatisiertes
Stufenanstiegssystem  (DAZ)  eingebunden  sind,  erhielten,  wie
gesetzlich zwingend vorgesehen, eine nominelle «Lohnerhöhung».
Die  Prozente  lagen  hier  bei  0.4  bis  1.4,  abhängig  vom
jeweiligen Lohnsystem. Auch bei den Mitarbeitenden, die der
individuellen Leistungsbeurteilung unterliegen, wurden diese
Lohnerhöhungen, gute Leistung vorausgesetzt, gewährt.

Das ist nun weniger erstaunlich. Die individuelle Anpassung
des Lohnes gestützt auf die Leistungsbeurteilung ist die in
den  Personalgesetzen  und  Personalordnungen  vorgesehene
Lohnentwicklung.  Diese  ist  auszurichten,  will  man  das
Lohnsystem nicht unterlaufen. Wie bei den Begrifflichkeiten



gesagt, handelt es sich bei diesen Anpassungen des Lohnes
nicht  um  eine  eigentliche  «Lohnerhöhung»,  sondern  um  die
funktionsgerechte Entschädigung des Einzelnen (seine Arbeit in
der jeweiligen Funktion ist gestützt auf den Erfahrungszubau
und  damit  auch  die  Erhöhung  der  Effizienz  mehr  wert,  was
entschädigt wird; es ist nicht so, dass er für dieselbe Arbeit
mehr Lohn erhält).

Generelle Lohnerhöhung?
In den Umfragen war gelegentlich die Rede davon, dass zwar
kein  Teuerungsausgleich  gewährt  wurde,  aber  eine  generelle
Lohnerhöhung. Die Differenzierung erscheint uns nicht richtig;
der Teuerungsausgleich ist eine generelle Lohnerhöhung, d. h.,
der Kaufkraftverlust wird bei allen Mitarbeitenden durch die
Anhebung der Lohnbänder ganz oder teilweise ausgeglichen. Wenn
einzelne Arbeitgeber auf eine Differenzierung verzichten und
argumentieren, mit der generellen Lohnerhöhung sei teilweise
ein  Teuerungsausgleich  beabsichtigt,  teilweise  eine
Reallohnerhöhung, so entspricht dies nicht der finanziellen
Realität:  solange  die  generelle  Lohnerhöhung  die  effektive
Teuerung  nicht  ausgleicht,  liegt  ein  teilweiser
Teuerungsausgleich vor, egal wie man dem sagt, sicher aber
keine Reallohnerhöhung.

Krankenkassenprämien
Noch  ein  Wort  zu  den  Krankenkassenprämien:  Die
Krankenkassenprämien  werden  in  der  Zusammensetzung  des
Warenkorbs nicht berücksichtigt – ein anhaltendes Ärgernis,
dass wir bisher nicht beseitigen konnten. Im Jahr 2023 wird
die  mittlere  Monatsprämie  CHF  334.70  betragen,  was  einem
Anstieg von 6.6% im Vergleich zum letzten Jahr entspricht.
Dies  hat  zur  Konsequenz,  dass  nicht  einmal  beim  vollen
Ausgleich der Teuerung die Kaufkraft erhalten bleibt; dies ist
nur dann der Fall, wenn eine effektive Reallohnerhöhung auch
diese Kostensteigerung mitauffängt.

Zusätzliche Leistungen
Bei den zusätzlichen Leistungen ist insgesamt ein Abbau zu



erkennen,  oder  wie  es  ein  Personalverband  ausdrückt:  wir
kämpfen jährlich gegen den Abbau, nicht etwa für einen Aufbau.
Einen Strauss von Massnahmen meldete der Kanton Schwyz, nicht
mit  allem  ist  das  Personal  glücklich,  aber  einzelne
Anpassungen wie der mögliche Einkauf von zusätzlichen Ferien
sind durchaus interessant.

Wir  regen  an,  dass  Sie  durch  die  Tabelle  schauen  oder
scrollen, um einen Eindruck von diesen Lohnnebenleistungen zu
bekommen. Die Ergebnisse der Lohnrunde 2023 finden Sie hier.

Homeoffice nach Covid-19
Während  der  Coronapandemie  haben  die  meisten  Arbeitgeber
Homeoffice angeordnet oder ermöglicht. Öffentliches Personal
Schweiz wollte von den Mitgliederverbänden wissen, ob und wie
viel Homeoffice nun – unabhängig von Covid-19 – erlaubt ist.
Die Rückmeldungen waren durchaus positiv. Es scheint so, dass
Homeoffice an einzelnen Tagen zum Regelfall wird und niemanden
mehr aufregt (bis offenbar auf 2 Gemeinden, die Homeoffice
nicht zulassen). Die Regelung im Einzelfall (wann, wie viele
Tage) wird der individuellen Absprache überlassen. Das ist
vernünftig.  Beschränkungen  sind  erkennbar,  der  überwiegende
Teil unserer Mitglieder darf zwischen 20% und 40% von zu Hause
aus arbeiten.

Aktuelle Lage auf dem Arbeitsmarkt
Die  Arbeitslosenquote  liegt  gemäss  SECO  aktuell  bei  2.2%.
Damit  ist  die  Quote  gegenüber  dem  Vorjahr  deutlich
zurückgegangen,  mehr  noch,  sie  erreichte  einen  neuen  20-
Jahres-Tiefststand.  Besorgniserregend  (aber  erwartet)  ist,
dass der Fachkräftemangel in der Schweiz weiter zunimmt. Laut
Jobradar waren im vierten Quartal 264‘069 Stellen unbesetzt.
Für  Arbeitgeber  wird  es  schwieriger,  gut  qualifiziertes
Personal  zu  finden.  Für  qualifizierte  und  erfahrene
Arbeitnehmer ist dieser «Arbeitnehmer-Markt» von Vorteil, sie
können sich die neue Stelle aussuchen und sie entscheiden, für
wen sie arbeiten möchten.

https://oeffentlichespersonal.ch/wp-content/uploads/Lohnrunde-2023_v02.pdf


Fazit und Ausblick auf die kommende Lohnrunde
Die arbeitgebenden Kantone, Städte und Gemeinden haben unseren
Mitgliedern einen Teuerungsausgleich von knapp 2% zugestanden.
Das ist, gestützt auf die Zahlen, weniger als die Teuerung
selbst. Damit hat ein Reallohnabbau stattgefunden, das lässt
sich  nicht  schönreden.  Dieser  Abbau  ist,  im  Durchschnitt,
nicht erheblich, aber gleichwohl ein Abbau. Auf die Schulter
klopfen können sich die Arbeitgeber dafür nicht.

Reallohnerhöhungen gab es, bis auf wenige Ausnahmen, keine.
Das ist nicht gut, weil die Sparrunden in den letzten Jahren
dazu geführt haben, dass das Lohnniveau in der öffentlichen
Verwaltung  über  alles  gesehen  nicht  berauschend  ist.
Natürlich, es gibt Ausnahmen, aber im Durchschnitt gesehen
wird  die  öffentliche  Hand  Schwierigkeiten  haben,  den
Personalbestand  zu  halten.

Die  nächste  Lohnrunde  will  vorbereitet  sein.  Wir  werden
erheben müssen, welcher Anteil der Teuerung nicht ausgeglichen
wurde; dieser ist im Rahmen der Lohnrunde 2024 einzufordern,
zuzüglich  der  bis  dahin  wieder  aufgelaufenen  Teuerung  und
zuzüglich der abermals unterbliebenen Anhebung der Löhne im
Sinn einer echten Reallohnerhöhung.

Wir bleiben dran und melden uns in den nächsten Monaten mit
Empfehlungen.

Geschäftsleitung,
Öffentliches Personal Schweiz

Lohnrunde 2023:
geschrieben von Gabriela Sollberger | Februar 13, 2023
Die Spitäler müssen Betten schliessen, weil sie kein Personal
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mehr  finden.  Die  Kantone  müssen  nicht  ausgebildete
Lehrpersonen verpflichten, weil sie kein Personal mehr finden.
Die offenen Stellen bewegen sich im 6-stelligen Bereich. Man
sah  das  zwar  kommen,  hat  aber  kein  Gegenmittel  gefunden.
Vielleicht liegt es ja auch an den alljährlichen Sparrunden
der Parlamente? Es ist Zeit, dies zu ändern.

Anreizsysteme  für  mehr  Attraktivität  des  öffentlichen
Arbeitgebers gibt es zahlreiche. Die Aufgaben, die erfüllt
werden, sind gut, in der Regel hochwertig. Die Mitarbeitenden
arbeiten gerne für den Staat, das ist hier nicht die Frage.
Die  Lohnrunde  fokussiert  auf  die  Entschädigung.  Die
Entschädigung hat etwas mit Fairness zu tun, und sie ist nicht
der einzige, aber ein Bestandteil auf dem Weg zu guten und
motivierten Mitarbeitenden.

Die  simplifizierende  Differenzierung  zwischen  «Lohnerhöhung
Ja» oder «Lohnerhöhung Nein» muss aufgegeben werden. Sie sagt
nicht genug aus. Von einer Lohnerhöhung kann nur gesprochen
werden, wenn man für die geleistete Arbeit wertmässig mehr
bekommt. Reallohnerhöhung ist hier der Begriff. Die Teuerung
gleicht aus, was die Inflation an Wert genommen hat. Beträgt
die Inflation 2%, dann ist die nominelle Anhebung des Lohns
keine  Lohnerhöhung.  Es  wird  nur  die  bisherige  Regelung
wertmässig weitergeführt.

Kein Schulterklopfen
Es kann sich also kein Arbeitgeber auf die Schulter klopfen,
wenn  er  dem  Personal  die  Teuerung  ausgleicht.  Der
Mitarbeitende  oder  die  Mitarbeitende  verdient  dann  nämlich
genau gleich viel wie zuvor. Und das nicht einmal ganz: Die
Teuerung wird erst am Ende des Jahres ermittelt und für das
Folgejahr ausgeglichen. Damit hat man die Teuerung tatsächlich
für  ein  Jahr  kreditiert,  ausgeglichen  wird  dieses  Jahr
logischerweise nie.

250 000 offene Stellen im ersten Quartal 2022, das ist die



schweizerische  Bilanz  gemäss  Zürcher  Jobradar.  Eine
erfreuliche Ursache dieser Situation ist: Es gibt viel zu tun.
Aber die Arbeitskräfte fehlen. Das wird nicht besser, sondern
schlimmer.  In  den  nächsten  10  Jahren  werden  die
geburtenstarken  Jahrgänge  pensioniert,  das  sind  1  Million
Mitarbeitende. Es rücken die geburtenschwachen Jahrgänge nach,
das sind nicht einmal halb so viele.

Will sich die öffentliche Verwaltung richtig positionieren,
und daran haben die Mitarbeitenden ebenfalls ein Interesse,
dann  müssen  die  Anstellungsbedingungen  stimmen.  Zu  den
Anstellungsbedingungen gehört auch der Lohn. Wer jetzt noch
darüber  diskutiert,  wie  viel  Prozent  der  Teuerung  er
auszugleichen  beabsichtigt,  hat  etwas  grundsätzlich  nicht
verstanden.  Die  Teuerung  ist  Werterhaltung  und  ist
auszugleichen. Die Situation auf dem Arbeitsmarkt muss dazu
führen, dass Reallohnerhöhungen angeboten werden – und zwar
für alle.

Das Wichtigste in Kürze
Die  Lohnrunde  für  das  Jahr  2023  wird  konkret.  Die
Geschäftsleitung Öffentliches Personal Schweiz (ZV) hat Daten
und  Entwicklungen  geprüft  und  ist  zu  einer  klaren
Lohnempfehlung  gelangt.  Vorab:  Es  ist  zwischen  dem
Teuerungsausgleich und der Reallohnerhöhung zu differenzieren.
Das ist zwar klar, trotzdem wird häufig nur von «Lohnerhöhung»
gesprochen,  auch  dann,  wenn  nur  ein  Teil  der  Teuerung
ausgeglichen wird. Das wäre tatsächlich eine Reallohnsenkung.

Zur Teuerung: Zurzeit sprechen wir von einer Teuerung
von durchschnittlich 3% per Mai/Juni 2022. Folgt man den
Ausführungen der KOF Konjunkturforschungsstelle der ETH
Zürich,  hat  die  Inflationsdynamik  deutlich  an  Fahrt
gewonnen; sie beträgt im Euroraum 7,5%; dagegen sind die
bisherigen 3% in der Schweiz bescheiden. Wie sich dies
weiterentwickelt, ist schwierig zu prognostizieren. Aus
diesen  Zahlen  müssen  wir  mitnehmen,  dass  der
Teuerungsausgleich für das Jahr 2023 mindestens bei 3%



angesetzt werden muss; diese Zahl berücksichtigt den per
Mai/Juni ermittelten durchschnittlichen Wert, verbunden
mit der (schwierigen und deshalb unsicheren) Prognose,
dass sich die Teuerung nicht weiter verschärfen wird.
Wurde die Teuerung im Jahr 2021 für das Jahr 2022 im
Umfang von 6 % nicht ausgeglichen, ist dieser Betrag zu
addieren, was dann 3,6% ergibt.
Zur  Reallohnerhöhung:  Der  Ausgleich  der  Teuerung  ist
kein Argument gegen eine Reallohnerhöhung. Diese beiden
Zahlen  sind  streng  auseinanderzuhalten.  Die
Nachfragesituation auf dem Arbeitsmarkt für Fachkräfte
schärft  den  Konkurrenzdruck  der  Arbeitgeber.  Die
öffentliche  Hand  ist  nicht  frei,  ihre  gesetzlichen
Aufgaben  zu  erfüllen  oder  nicht.  Sie  muss  die
Mitarbeitenden rekrutieren können. Die öffentliche Hand
beschäftigt in der Hauptsache Fachkräfte. Wir sind der
Überzeugung,  dass  eine  Erhöhung  von  2%  die
Konkurrenzsituation  zum  Marktlohn  vorsichtig
interpretiert und eine nachvollziehbare Forderung ist.

Ausgleich der Teuerung und Reallohnerhöhung unter dem Jahr
2022 sind im Auge zu behalten und zu berücksichtigen.

Empfehlung: Gehen Sie mit einem Teuerungsausgleich von 3% und
einer Reallohnerhöhung von 2%, also insgesamt 5%, an den Start
und überschreiten Sie die Ziellinie mit denselben Zahlen.

Die bisherigen Mitarbeitenden werden benachteiligt
Dafür  gibt  es  einen  guten  Grund:  Sucht  der  öffentliche
Arbeitgeber neues Personal, wird er es nur bekommen, wenn er
einen guten Anfangslohn bietet. Reiht er den neuen Mitarbeiter
oder die neue Mitarbeiterin regelhaft in das Lohnband ein,
wird er den Bewerber oder die Bewerberin zurzeit wohl nicht
verpflichten  können.  Der  öffentliche  Arbeitgeber  wird  sein
Ermessen bei der Bestimmung des Anfangslohns zugunsten der
Neueintretenden nutzen und diese höher einreihen. Damit werden



alle bisherigen Mitarbeitenden benachteiligt und dabei auch
ausgerechnet diejenigen, die während den letzten Jahren treu
waren.

Die Konsequenzen aus diesem Mechanismus sind gravierend. Der
Mitarbeitende, der sieht, dass sein neu eintretender Kollege
mehr verdient als er selbst, trotz gleicher Qualifikation und
gleicher Stellung, der wird nicht zufrieden sein. Er wird
erkennen,  dass  ein  Stellenwechsel  hin  zu  einem  neuen
Arbeitgeber in aller Regel mit mehr Lohn verbunden ist. Wieso
will man diesen Kreislauf in Gang setzen? Und wieso will man
die Mitarbeitenden, die sich dem öffentlichen Arbeitgeber in
überdurchschnittlichem Ausmass verpflichtet fühlen, bestrafen?

Nicht  nur  Geld,  auch  Flexibilitäten  und
Weiterbildung
Parallel zur Entschädigung wird man sich anderes überlegen
müssen, um die Attraktivität des Arbeitsplatzes zu schärfen.
Lohnnebenleistungen,  kürzere  Arbeitszeiten,  andere
Arbeitszeitmodelle,  Teilzeitarbeit,  Arbeitsort  und  andere
Flexibilisierungen sind anzubieten.

Man  darf  sich  auch  die  Frage  stellen,  ob  man  nach
ausgebildeten Mitarbeitenden sucht oder ob es beim bestehenden
Fachkräftemangel nicht besser ist, die Mitarbeitenden selbst
auszubilden. Hier ist auf Solidarität zu setzen. Solidarität
meint, dass man eben damit rechnen muss, dass Mitarbeitende
ihren  Job  wechseln,  man  bekommt  von  anderen  öffentlichen
Arbeitgebern,  was  man  auch  selbst  gibt  –  das  hat  zur
Konsequenz, dass Aus- und Weiterbildungen nicht durch scharfe
Rückzahlungsklauseln verhindert werden dürfen.

Nun  zu  den  Zahlen:  Die  Lohnrunde  2023  kann  nicht  ohne
Berücksichtigung  der  beiden  vorangegangenen  Lohnrunden  2021
und 2022 erfolgen. Wirtschaftsentwicklung und Teuerung waren
nicht immer so wie prognostiziert, was Auswirkungen auf die
Lohnrunde 2023 haben wird.



Lohnrunde 2020 für das Jahr 2021
Die Nominallöhne haben sich gemäss Bundesamt für Statistik
(BFS)  gegenüber  dem  Vorjahr  durchschnittlich  um  0,2%
verringert. Der Anstieg des Preisniveaus, ausgelöst durch die
steigenden  Öl-  und  Mietpreise,  führte  Ende  Jahr  zu  einer
Teuerung  von  +0,6%.  Seit  Einführung  des  schweizerischen
Lohnindexes im Jahr 1942 hat die Kaufkraft der Löhne zum 15.
Mal abgenommen. Unter Einbezug einer mittleren Jahresteuerung
von +0,6% sowie der um 0,2% gesunkenen Nominallöhne, ergibt
unter dem Strich einen Reallohnrückgang von 0,8%.

Es  sei  einschränkend  einmal  mehr  erwähnt,  dass  die
Zusammensetzung des Warenkorbs, aus dem die Teuerung berechnet
wird,  höchst  diskutabel  ist,  insbesondere,  weil  die
Krankenkassenprämien  nicht  Teil  des  Warenkorbs  sind  –
Öffentliches  Personal  Schweiz  hat  darauf  wiederholt
hingewiesen,  aber  keine  Anpassung  dieser  verzerrenden
Statistik  erreicht.

Die finanzielle Lage der öffentlichen Hand war zum Zeitpunkt
unserer  Empfehlungen  für  die  Lohnrunde  2021  relativ  gut.
Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)  empfahl  damals  eine
Reallohnerhöhung  von  2%.  Diese  Empfehlung  konnte  teilweise
durchgesetzt  werden.  Bei  den  Lohnverhandlungen  für  das
kommende Jahr wird deshalb zu prüfen und zu berücksichtigen
sein,  was  man  bei  seinem  Arbeitgeber  für  das  Jahr  2021
tatsächlich erreicht hat. Zu prüfen ist: Wurde die Teuerung
ausgeglichen  und  gab  es  eine  Reallohnerhöhung  oder  nicht?
Diese Zahlen sind fortzuführen.



Lohnrunde 2021 für das Jahr 2022
Die  Zahlen  für  das  Jahr  2022  (also  die  im  Jahr  2021
ausgehandelten neuen Löhne) liegen noch nicht vollständig vor.
Rückmeldungen aus den Lohnverhandlungen, Statistiken etwa der
UBS sowie die Zahlen in den Gesamtarbeitsverträgen lassen aber
vermuten, dass die Nominallöhne nicht einmal um ein Prozent
gestiegen sind. Das bedeutet bei der gegenwärtigen Teuerung,
dass die Reallöhne massiv sinken. Klar, wir haben uns in der
Zeit  der  Pandemie  ein  wenig  etwas  angespart,  weil  nichts
auszugeben war, aber das betrifft die Lohnentwicklung nicht.



Die Teuerung und faktische Reallohnerhöhung unter dem Jahr
2022 im Abgleich zu den Resultaten der Lohnrunde 2021 für das
Jahr 2022 sind zu prüfen. Das hat jeder Personalverband für
seinen Arbeitgeber individuell zu tun – zu unterschiedlich
sind die Zahlen.

Lohnrunde 2022 für das Jahr 2023
Die Entwicklung der Teuerung und der Reallöhne unter dem Jahr
ist genau zu beobachten. Ersteres ist einfach möglich, Zweites
weniger. Für die Reallöhne und deren Erhöhung spricht die
Anzahl  unbesetzter  Stellen;  je  höher  der  Leerstand,  desto
besser muss der Lohn sein, den der Arbeitgeber dem Bewerber
oder der Bewerberin tatsächlich anbietet, wenn er die Stelle
besetzen muss. Dieses Verhalten bildet über das Ganze gesehen
eine realistische Reallohnerhöhung für das Folgejahr ab. Zu
den Zahlen:

Teuerung: Im Fokus muss zunächst die Teuerung stehen.
Diese  muss  ausgeglichen  werden  und  kann  nicht  als
Lohnerhöhung qualifiziert werden; sie belässt den Lohn
wertmässig auf dem Stand wie vor dem Ausgleich. Die
Teuerung ist deshalb zu prognostizieren; da die Teuerung
nur  für  die  Zukunft  ausgeglichen  wird  (und  keine
nachträgliche Entschädigung erfolgt, was ja auch nicht
ausgeschlossen  wäre),  ist  nicht  zurückhaltend  zu
prognostizieren. Zurzeit sprechen wir von einer Teuerung
von  durchschnittlich  3%  Ende  Mai.  Folgt  man  den
Ausführungen der KOF Konjunkturforschungsstelle der ETH
Zürich, hat die Inflationsdynamik im Euroraum deutlich
an Fahrt gewonnen; Treiber hierfür sind insbesondere die
Preise für Energie und Treibstoffe, aber auch für alle
anderen Produkte, bei denen Lieferengpässe bestehen oder
nur  schon  drohen;  das  sind  Autos,  Wohnmöbel  und
touristische Dienstleistungen, aber auch Lebensmittel.
Die Teuerung beträgt in den USA 8,5%, im Euroraum 7,5%;
dagegen  sind  die  bisherigen  3%  in  der  Schweiz
bescheiden. Wie sich das weiterentwickelt, ist schwierig



zu  prognostizieren.  Aus  diesen  Zahlen  müssen  wir
mitnehmen, dass der Teuerungsausgleich für das Jahr 2023
bei  3%  angesetzt  werden  sollte;  diese  Zahl
berücksichtigt  den  per  Ende  Mai  durchschnittlich
ermittelten  Wert,  verbunden  mit  der  (schwierigen  und
deshalb  unsicheren)  Prognose,  dass  sich  die  Teuerung
nicht weiter verschärfen wird. Wurde die Teuerung im
Jahr 2021 für das Jahr 2022 im Umfang von 0,6% nicht
ausgeglichen, ist dieser Betrag zu addieren, was dann
3,6%  ergibt.  Ein  Verhandlungsergebnis  kann  aber  auch
sein, dass man eine Bandbreite verabredet. Das scheint
zwar selten, aber eigentlich spricht nicht viel dagegen.
Es geht beim Ausgleich der Teuerung schliesslich nicht
um  Lohnerhöhungen,  sondern  um  den  Werterhalt  der
vereinbarten  Entschädigung.

 

Reallohnerhöhung: Die ausgeglichene, hohe Teuerung ist
kein Argument gegen eine Reallohnerhöhung. Diese beiden
Zahlen  sind  streng  auseinanderzuhalten.  Wer  lediglich
von einer «Lohnerhöhung» spricht und den Ausgleich der
Teuerung einschliesst, drückt sich nicht korrekt aus.
Nach  Auffassung  der  Geschäftsleitung  von  Öffentliches
Personal Schweiz (ZV) ist nach Jahren des Rückbaus eine
Reallohnerhöhung angezeigt. Die Nachfragesituation auf
dem  Arbeitsmarkt  für  Fachkräfte  unterstützt  diese
Vorstellung  kräftig.  Wer  keine  Mitarbeitenden  mehr
findet, muss die Arbeitsbedingungen anpassen. Für den
Staat gilt dies verschärft, weil er nicht frei ist,
seine gesetzlichen Aufgaben zu erfüllen oder nicht. Er
muss  die  Mitarbeiterinnen  und  Mitarbeiter  rekrutieren
können. Das leuchtet allen für den Polizeidienst, die
Lehrpersonen,  das  Gesundheitswesen  oder  die
Energieversorgung sofort ein; das gilt aber auch für
alle anderen Verwaltungszweige, selbst für die Steuern,
weil wir diese für die Bezahlung der zwingend nötigen



Dienstleistungen brauchen. Damit stellt sich die Frage
der  Höhe:  Die  öffentliche  Hand  beschäftigt  in  der
Hauptsache  Fachkräfte.  Hier  besteht  ein  erheblicher
Mangel, die Nachfrage ist hoch, das Angebot klein. Wir
wollen keinen Service public, der wegen zu tiefer Löhne
gezwungen  ist,  nicht  ausgebildete  Mitarbeitende  zu
verpflichten, wie dies im Moment bei den Lehrpersonen
passiert. Wir wollen nach wie vor einen öffentlichen
Dienst,  der  gut  und  effizient  arbeitet.  Um  diese
Mitarbeiterinnen  und  Mitarbeiter  gewinnen  zu  können,
muss der Lohn konkurrenzfähig sein, d. h. (auch) mit der
Privatwirtschaft  mithalten  können.  Wir  sind  der
Überzeugung,  dass  eine  Erhöhung  von  2%  die
Konkurrenzsituation  zum  Marktlohn  vorsichtig
interpretiert.

Anpassung des Lohngefüges und der Lohnbänder
Der öffentliche Arbeitgeber wird sich zudem an die Arbeit
machen müssen, um die Lohnbänder anzupassen. Es genügt nicht,
den  Lohn  über  alle  Mitarbeitenden  zu  erhöhen,  es  ist  das
Lohngefüge  insgesamt  –  ausgedrückt  in  den  Lohnbändern  –
anzuheben. Erst so behält man die vom Gesetzgeber gewünschten
Entwicklungsmöglichkeiten des einzelnen Mitarbeiters oder der
einzelnen Mitarbeiterin bei und kann die gute Leistung mit
einer Lohnentwicklung und die schlechte Leistung mit keiner
Lohnentwicklung abgelten. Führt man die Lohnbänder nicht nach,
ist  diese  individuelle  und  von  allen  Arbeitgebern  mit
Leistungslohnmodellen  gewünschte  und  versprochene
Lohnentwicklung nicht umsetzbar. Dies lässt sich unschwer aus
der nachfolgenden Grafik entnehmen, welche die Lohnentwicklung
in einer schweizerischen Stadt abbildet (und in dieser Form
ihre  Konkurrenzfähigkeit  wie  auch  das  Leistungslohnprinzip
erheblich einschränkt):

Führt man nicht nach und passt keine Lohnbänder an, werden die
Verzerrungen  erheblich  und  bilden  nicht  mehr  ab,  was



tatsächlich  vereinbart  wurde.  Der  Mitarbeitende  oder  die
Mitarbeitende,  die  mit  dem  Versprechen  des  öffentlichen
Arbeitgebers, sich in der jeweiligen Position vom unteren Ende
des Lohnbandes hin zum oberen Ende entwickeln zu können – wenn
die  Leistung  stimmt  –,  in  den  Job  gestartet  ist,  muss
erkennen, dass gar keine Entwicklung gestützt auf die eigene
Leistung möglich ist.

Unsere Empfehlung
Wir  fordern  Sie  deshalb  auf,  geschätzte  Präsidien  der
Personalverbände, mit einem Ausgleich der Teuerung von 3% und
einer Reallohnerhöhung von 2%, also insgesamt 5% an den Start
zu  gehen  und  die  Ziellinie  mit  denselben  Zahlen  zu
überschreiten.

Öffentliches Personal Schweiz

Die Geschäftsleitung


